Landesbetrieb Mobilität
Bad Kreuznach
K 49 – OD Schnorbach – A.13-15-0033.01 – I 71	 Bad Kreuznach, 01.12.2020


E n t b e h r l i c h k e i t s e n t s c h e i d u n g


Für die Planungsmaßnahme der  

K 49, Ausbau der Ortsdurchfahrt Schnorbach, 

wird entschieden: 

	
DIE PLANFESTSTELLUNG IST ENTBEHRLICH


Gründe: 

I. Der Landesbetrieb Mobilität Bad Kreuznach beabsichtigt, gemeinsam mit der Ortsgemeinde Schnorbach, die Kreisstraße 49 in der Ortsdurchfahrt Schnorbach - „Hauptstraße“ -  auf einer Länge von ca. 830 m auszubauen. Entgegen der ursprünglichen Planung, die einen teilweisen Bestandsausbau vorsah, soll aufgrund der erforderlichen Erneuerung nahezu des gesamten Mischwasserkanals nunmehr die gesamte Strecke im Vollausbau erfolgen; Insofern sind auch die Verbandsgemeindewerke Rheinböllen hinsichtlich der beabsichtigten Kanal-    sanierung Beteiligter dieses Projektes.
Die Planung beinhaltet den Ausbau der K 49 auf eine Regelfahrbahnbreite von ca. 5,50 m sowie die Anlage eines überwiegend beidseitigen Gehweges mit einer Mindestbreite von ca. 1,25 m. Im Abschnitt von der Bushaltestelle Waldstraße (Bau-km 0+383) bis Haus Nr. 22 (Bau-km 0+517) wird ein nur einseitiger Gehweg am rechten Fahrbahnrand mit einer Regelbreite von 1,50 m angelegt. Aufgrund der vorhandenen Bebauung ist in einigen Abschnitten im Ortskern zugunsten der Gehwege eine Verengung der Fahrbahn auf bis zu 3,75 m geplant.
 
Zur Geschwindigkeitsreduzierung ortseinwärts fahrender Fahrzeuge wird am Ortseingang, aus Richtung Argenthal kommend, bei Bau-km 0+105 auf einer Länge von 8,0 m eine Fahrbahneinengung auf 4,50 m installiert.

Vorhandene Grundstückszufahrten werden in Lage und Höhe in erforderlichem Umfang an die neue Situation angepasst sowie einmündende Straßen und Wege verkehrsgerecht angeschlossen. Darüber hinaus sind im gesamten Ausbaubereich barrierefreie Querungsstellen vorgesehen.

Die beiden, an der Einmündung Waldstraße bzw. am Bürgerhaus gelegenen Bushaltestellen sollen barrierefrei ausgebildet und den neuen Oberflächenhöhen entsprechend angepasst werden. Dies erfordert einen Ab- und Wiederaufbau des Buswartehauses an der Waldstraße sowie eine Verlegung der Bushaltestelle vor das Bürgerhaus von seiner derzeit seitlichen Position in der Gartenstraße.




Die Oberflächenentwässerung bleibt unverändert und erfolgt wie bisher in die gemeindliche Kanalisation. 

Die Verbandsgemeindewerke beabsichtigen im Zuge der Straßenbaumaßnahme die Sanierung des bestehenden Abwasserkanals in offener Bauweise auf einer Länge von ca. 550 m.

Weiterhin wird bei Bau-km 0+390 der die Kreisstraße querende Schnorbach-Durchlass erneuert.

Weitere Einzelheiten ergeben sich aus der Planung des LBM Bad Kreuznach vom 01.03.2019 (Ingenieurbüro Stadt-Land-plus, Boppard), bestehend aus:

1) Erläuterungsbericht
2) Übersichtskarte, M.: 1:25.000
3) Übersichtslageplan, M.: 1:5.000
4) Lagepläne, M.: 1:250
5) Höhenplan, M.: 1:1000/100
6) Grunderwerbspläne, M.: 1:250
7) Kostenermittlung, Kostenteilungsplan, M.: 1:500
8) Belastungsklassenberechnung / Regelquerschnitte, M.: 1:50
9) Querprofile, M.: 1:100
10) Schnitte Gewässerdurchlass, M.: 1:50, 1:500
11) Bestandslagepläne, M 1:250
12) Straßenquerschnitt, M.: 1:50
13) Details zur Barrierefreiheit, M.: 1:100
14) Wassertechn. Untersuchungen
15) Sonst. Unterlagen
 
Für die vorbezeichnete Maßnahme wurde ein Abstimmungsverfahren durchgeführt. Die nachstehend aufgeführten Träger öffentlicher Belange wurden hieran beteiligt:

1) Ortsgemeinde Schnorbach
2) Verbandsgemeinde Rheinböllen
3) Kreisverwaltung Rhein-Hunsrück
4) Landwirtschaftskammer RLP, Koblenz
5) Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum Rheinhessen/Nahe/Hunsrück, 
6) Simmern
7) Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Bonn
8) Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Archäologie, Koblenz
9) Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Archäologie, Ref. Erdgeschichte, Koblenz
10) Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Bau- und Kunstdenkmalpflege, Mainz
11) Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH, Mainz
12) Westnetz GmbH, Idar-Oberstein
13) Verbandsgemeindewerke Rheinböllen
14) Rhein-Hunsrück-Wasser, Dörth
15) Creos Deutschland GmbH, Homburg
16) Fernleitungsbetriebsgesellschaft, Idar-Oberstein
17) Kabel Deutschland, Trier
18) Rhein-Mosel-Verkehrsgesellschaft mbH, Simmern (nachrichtlich)
19) Landesamt für Vermessung und Geobasisinformation RLP, Koblenz
20) SGD Nord, Ref. 41, Koblenz

Die Beteiligung erfolgte mit Schreiben vom 26.03.2019.

Des Weiteren wurden alle von der Maßnahme betroffenen Grundstückseigentümer angesprochen und entsprechend unterrichtet. 


II. Die Entbehrlichkeit der Planfeststellung / Plangenehmigung ist begründet. Der Landesbetrieb Mobilität Bad Kreuznach ist für die Entbehrlichkeitsentscheidung nach § 5 Abs. 4 Landesstraßengesetz (LStrG) zuständig. 

Im Übrigen wird auf die Ausführungen zur Notwendigkeit der Maßnahme im Erläuterungsbericht hingewiesen. 

Alle Betroffenen (Privatbetroffene und Träger öffentlicher Belange) haben zu dem Vorhaben ihre Zustimmung erteilt; in einem Fall (siehe III/1.) konnte auf die beabsichtigte Beteiligung verzichtet werden. Somit kann die Straßenbaumaßnahme ohne vorherige Planfeststellung bzw. Plangenehmigung durchgeführt werden.


III. Die schriftlichen Zustimmungen der privatbetroffenen Grundstückseigentümer liegen vor. Soweit die erforderlichen Bauerlaubnisse nicht erteilt wurden, ist dem durch entsprechende Planänderungen Rechnung getragen worden.

	Folgende Bauerlaubnisse wurden nicht erteilt (siehe auch Anlage 1): 

	III/1.	Tetyana und Peter Buchorn (GE-Nr. 5.12.4):
		Gemarkung Schnorbach, Flur 5, Nr. 13/2
Für Angleichungsarbeiten war eine Inanspruchnahme von ca. 2 m² vorgesehen. Da seitens der Eigentümer keinerlei Reaktion erfolgte, wird auf die Inanspruchnahme verzichtet. Bestehende Grenzen sind einzuhalten.
	
	Folgende Bauerlaubnisse wurden eingeschränkt erteilt:

III/2.	Hans Werner Brennig (GE-Nr. 4.4.2, 4.5.2):
		Gemarkung Schnorbach, Flur 5, Nr. 29/1 und 29/2
Dem Grunderwerb für die Bushaltestelle bzw. Aufstellfläche für Fahrgäste wurde nicht zugestimmt, lediglich zwecks Verbreiterung des Gehwegs auf maximal 1,30 m. Die Erlaubnis für die vorübergehende Inanspruchnahme wurde erteilt.
Dem wurde durch Planänderung und Verlegung der Bushaltestelle vor das Bürgerhaus Rechnung getragen.
	
	Mit folgenden Eigentümern sind während der Grunderwerbsverhandlungen Sonderabsprachen getroffen worden, die im Rahmen der Ausführungen zu beachten sind:

	III/3.	Sandra Bast (GE-Nr. 3.5.1):
			Gemarkung Schnorbach, Flur 5, Nr. 48/1
	Die nahe dem Gehweg vorhandenen L-Steine und Hecken dürfen nur nach Rücksprache mit der Eigentümerin versetzt werden.

III/4. 	Monika und Andreas Betzholz (GE-Nr. 5.24.2):
			Gemarkung Schnorbach, Flur 5, Nr. 28/4
Aufgrund der Schwerbehinderung des Sohnes (Rollstuhlfahrer) ist nach Möglichkeit eine dauerhafte Zufahrt zu gewährleisten.

III/5. 	Josef Brennig (GE-Nr. 5.21.1, 5.22.1):
			Gemarkung Schnorbach, Flur 5, Nr. 29/1 und 29/2
		Das an der Hausecke befindliche Regenfallrohr ist zu erhalten. Aufgrund von beabsichtigten Dämmmaßnahmen der Hauswand ist hier ggf. mit einem Überbau zu rechnen, der hinsichtlich der Breite des Gehwegs zu berücksichtigen ist. Nach Grunderwerb ragt der Dachüberstand in die Gehwegfläche; dies ist zu gewährleisten. 

III/6.	Annemarie Fensterer-Annweiler (GE-Nr. 1.9.1):
			Gemarkung Schnorbach, Flur 4, Nr. 12/6
		Aufgrund einer Gehbehinderung soll ein möglichst dauerhafter Zugang zur Garage ermöglicht werden. Mauer, Zaun und Sträucher sind zwecks Erhalts zu sichern.

III/7.	Uwe Kühnemund (GE-Nr. 3.6.1, 3.6.2):
			Gemarkung Schnorbach, Flur 6, Nr. 41
	Aufgrund eines Blindschleichen-Vorkommens sind ggf. Maßnahmen zum Schutz der Tiere zu treffen. Die Angleichung im Grünbereich soll nur bis 1 m vom Fahrbahnrand erfolgen, während die Pflasterung der Hofeinfahrt auf der kompletten Breite anzugleichen ist. Die neue Grenze soll wieder mit einem Grenzstein markiert werden.

III/8.	Anette und Thomas Petersen (GE-Nr. 1.5.1):
			Gemarkung Schnorbach, Flur 4, Nr. 17/7
	Mit Ausnahme der Einfahrt, die während der Bauphase uneingeschränkt beansprucht werden kann, sind sämtliche Maßnahmen grundsätzlich vorher abzustimmen.

III/9.	Tanja und Markus Sommer (GE-Nr. 2.3.1):
			Gemarkung Schnorbach, Flur 5, Nr. 53
	Die Eigentümer reklamieren eine Verwässerung Ihres Gewölbekellers. Dies wurde seitens der VG als Baugrundrisiko eingestuft, da es sich um Schichtenwasser handele. Bei erneuter Thematisierung während der Bauphase ist der Eigentümer daher ggf. an die VG zu verweisen.


III/10.	Ute Zühlke (GE-Nr. 3.15.2):
		Gemarkung Schnorbach, Flur 5, Nr. 1
Vor beiden Garagen ist auch nach der Baumaßnahme ausreichend Parkfläche zu gewährleisten.

IV.	Die schriftlichen Zustimmungen der Träger öffentlicher Belange liegen ebenfalls 	alle vor. Die in den Stellungnahmen enthaltenen Auflagen und Anmerkungen 	sind bei der Baudurchführung zwingend zu beachten. Diese sind teilweise der 	Entscheidung als Anlage beigefügt. 
	
	Insbesondere hat die Baudurchführung nach folgenden Maßgaben zu erfol-
	gen:

IV/1. 	Im Ausbaubereich befinden sich Versorgungsleitungen folgender Unternehmen (siehe Anlage 2):      

· Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH 
· Westnetz GmbH
· Verbandsgemeindewerke 

Seitens Westnetz GmbH ist während der Bauphase die Verlegung von Niederspannungskabeln und Technikrohren in Bereich der Bürgersteige vorgesehen.

Die Verbandsgemeindewerke Rheinböllen beabsichtigen die Sanierung des bestehenden Abwasserkanals auf einer Länge von ca. 550 m; die Ausschreibung soll gemeinsam mit der Straßenbaumaßnahme erfolgen.

Mit den vorgenannten Unternehmen ist rechtzeitig vor Baubeginn und Ausschreibung Kontakt im Hinblick auf die Koordination eventuell erforderlicher Sicherungs- / Verlegungsmaßnahmen bzw. Einweisung in die genaue Lage der Leitungen aufzunehmen. Die Kostentragung für evtl. Leitungsverlegungen richtet sich nach den bestehenden Verträgen bzw. den gesetzlichen Bestimmungen.

IV/2.	Die Ortsgemeinde Schnorbach hat der Maßnahme mit Schreiben vom 05.06.2019 zugestimmt (siehe Anlage 3). 

	Mit der Ortsgemeinde wurde mit Datum vom 02.09.2019 / 06.09.2019 die nach den OD- Richtlinien erforderliche Ausbauvereinbarung geschlossen. Die darin getroffenen Regelungen sind im Rahmen der Bauausführung und -abrechnung zu berücksichtigen.

IV/3. 	Die Verbandsgemeindeverwaltung Rheinböllen hat mit Schreiben vom 04.06.2019 mitgeteilt, dass keine öffentlichen Belange geltend gemacht werden, die der Planung entgegenstehen. (siehe Anlage 4). Kenntnisse zu Kampfmittelfunden im Ausbaubereich liegen nicht vor.


IV/4.	Nach Durchführung eines innerbehördlichen Beteiligungsverfahrens hat die Struktur- und Genehmigungsdirektion (SGD) Nord in Koblenz mit Schreiben vom 13.05.2019 ihr grundsätzliches Einvernehmen erteilt (siehe Anlage 5). Die Anregungen des Referats 43 - Bauwesen - wurden in Abstimmung mit der Ortsgemeinde berücksichtigt.

Die Genehmigung zur Erneuerung des Schnorbach-Durchlasses gem. § 31 LWG wurde mit Bescheid vom 17.02.2020 erteilt (siehe Anlage 6). Den hierin enthaltenen besonderen Auflagen (dauerhafter Einbau eines Sohlsubstrates, keine Pflasterung des Zu- und Auslaufbereiches), bzw. naturschutzfachlichen Auflagen (Verwendung eines zertifizierten Regio-Saatgutes) ist Rechnung zu tragen.

IV/5. 	Die Kreisverwaltung Rhein-Hunsrück hat nach Anhörung aller betroffenen Fachabteilungen mit Schreiben vom 02.05.2019 ihre grundsätzliche Zustimmung erteilt (siehe Anlage 7). 

	Die untere Wasserbehörde bittet um Beachtung folgender Nebenbestimmungen:

	Das vorhandene Abwasser-Mischsystem wird beibehalten; aufgrund einer wasserbehördlichen Anordnung seitens der SGD Nord soll ein derzeit noch vorhandener Regenüberlauf im Zuge der Baumaßnahmen zurückgebaut werden.

Den Hinweisen bezüglich der Erneuerung des Rohrdurchlasses des Schnorbachs wurde durch Planänderung Rechnung getragen, insbesondere durch den dauerhaften Einbau eines Sohlsubstrates.

Zur Ableitung des im Unterbau anfallenden Wassers sind bei Bedarf Sickerleitungen in den Tiefpunkten des Planums vorgesehen. Dort wird der ggf. regelmäßige Einbau von Sperrziegeln aus Ton gemäß Arbeitsblatt DWA-A 139 gefordert.

Die untere Naturschutzbehörde bittet zum Schutz der Gehölzbestände um Anwendung von DIN 18920 während der Bauphase.

IV/6.	Die Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie, Koblenz erklärt mit Schreiben vom 15.04.2020, dass im Planungsbereich keine archäologischen Fundstellen bekannt bzw. diese nicht in ihrem Bestand gefährdet sind (siehe Anlage 8). Auf die grundsätzliche Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspflicht lt. § 16-21 DSchG RLP wird hingewiesen.

IV/7.	Die Generaldirektion Kulturelles Erbe, Landesdenkmalpflege, erklärt mit E-Mail vom 11.04.2020 (siehe Anlage 9), dass sich ein Kriegerdenkmal vor dem Haus Nr. 3 in der Hauptstraße befindet. Da das Denkmal in eine Mauer eingelassen ist, wird zwar keine Beeinträchtigung erwartet; sofern jedoch z. B. durch eine Niveauerhöhung der Gehwege das Kulturdenkmal betroffen sein sollte, wird um Rücksprache gebeten.



[bookmark: _GoBack]IV/8.	Die Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Bad Kreuznach, hat mit Schreiben vom 07.05.2019 erklärt, dass grundsätzlich keine Bedenken in agrarstruktureller Hinsicht bestehen (siehe Anlage 10). Im Hinblick auf eine verträgliche Verkehrsregelung für den landwirtschaftlichen Verkehr wird um rechtzeitige Information gebeten.

IV/9.	Seitens des Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleitungen der Bundeswehr wird mit Schreiben vom 03.04.2019 erklärt, dass keine Betroffenheit vorliegt. Allerdings wird darum gebeten, den Beginn und die Fertigstellung der Baumaßnahme dem Landeskommando Hessen, Fachbereich Verkehrsinfrastruktur, Moltkering 9, 65189 Wiesbaden (LKdoHEVerkInfra@bundeswehr.org) anzuzeigen (siehe Anlage 11).

IV/10. 	Beginn und Ende der Bauausführung sind der Kreisverwaltung Rhein-Hunsrück für die Beauftragung der Schlussvermessung sowie dem Fachteam Straßenbau II im Hinblick auf die Umsetzung der landespflegerischen Maßnahmen anzuzeigen. 





Thomas Wagner
Leiter der Dienststelle

  
Verteiler:


Je 1 Ausfertigung der Entbehrlichkeitsentscheidung mit Anlagen an:


			II 20 (für die Ausschreibung) 

			II 50

MSM Simmern, SM Kirchberg
			Postfach im Hause 


2) I 33,    I 60,   II/PM I,   II 10,   III,   III 15,   IV,   I 70,   I 72,   zur Kenntnisnahme

3) I 14 mit der Bitte um Eintragung in die SAP- Proj.- Dok.

4) CD 36 a mit der Bitte um 

· Eintragung in Piko 
und 
· Veranlassung der amtlichen Bekanntmachung im UVP-Portal

5) WV bei I 71



6
